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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

— Drucksache 1V/2608 — 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundeskindergeldgesetzes 

— Drucksache 1V/2649 — 


A. Bericht des Abgeordneten Franzen *) 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2649 — - in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
kindergeldgesetzes — Drucksache fV/2608 — ab- 
zulehnen, 

3. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 28. Januar 1965 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Franzen 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt als zu Drucksache IV/3028 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingeb rächten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundeskindergeldgesetzes 

— Drucksache IV/2649 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), geändert durch das Ge- 
setz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jah- 
res vom 17. August 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 640), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Überschrift des Bundeskindergeldgesetzes er- 
hält folgende Fassung: 

„Gesetz über die Gewährung von Kindergeld 
und Ausbildungshilfe" 

2. Der Überschrift des Ersten Abschnittes werden 
^ folgende Worte angefügt: 

„Erster Unterabschnitt 
Kindergeld" 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundeskindergeldgesetz vom 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), geändert durch das Ge- 
setz zur Förderung eines freiwilligen sozialen Jah- 
res vom 17. August 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 640), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Die Überschrift des Bundeskindergeldgesetzes er- 
^ hält folgende Fassung: 

„Gesetz über die Gewährung von Kindergeld 

und Ausbildungszulage 
(Bundeskindergeldgesetz — BKGG)' 1 

2. unverändert 


2a. In § 2 Abs. 3 wird hinter Satz 4 folgender Satz 5 
♦ angefügt: 

„Die in Satz 1 genannten Kinder können jedoch 
bei Personen berücksichtigt werden, die insge- 
samt mindestens fünfzehn Jahre lang ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in dem 
Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1937 gehabt haben und für 
den Unterhalt dieser Kinder regelmäßig insge- 
samt mindestens den Betrag aufwenden, um den 
sich das ihnen für die gleiche Zeit zu gewährende 
Kindergeld bei Berücksichtigung dieser Kinder 
erhöht." 
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Drucksache IV/ 3028 


Entwurf Beschlüsse des 21. Ausschusses 

3. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 3. unverändert 

♦ 

a) In Satz 1 wird die Zahl „7200" durch die Zahl 
„7800" ersetzt. 

b) In Satz 1 wird der Punkt durch einen Strich- 
punkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
fügt: „das gilt nicht für Personen, die drei 
oder mehr Kinder haben." 


3a. § 4 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter Nummer 2 
ein Komma und folgende Nummern 3 und 4 
eingefügt: 

„3. den Arbeitnehmer-Freibetrag nach § 19 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes, 

4. den Betrag, um den der in § 10 c Ziff. 1 
des Einkommensteuergesetzes bezeich- 
nete Betrag nach der für das Berechnungs- 
jahr geltenden Fassung dieser Vorschrift 
636 Deutsche Mark übersteigt 11 ; 

b) in Absatz 2 erhält Satz 2 folgende Fassung: 

„Haben beide Ehegatten im Berechnungsjahr 
Arbeitslohn bezogen und sind ihre Jahresein- 
kommen nach Absatz 1 zusammenzurechnen, 
so ist die Summe ihrer Jahreseinkommen um 
1200 Deutsche Mark zu kürzen, höchstens 
jedoch um die Summe des Betrages von 
636 Deutsche Mark und des Betrages des um 
den Weihnachts-Freibetrag sowie den Arbeit- 
nehmer-Freibetrag gekürzten Jahresarbeits- 
lohnes des Ehegatten mit dem niedrigeren 
Jahresarbeitslohn.“ ; 

c) in Absatz 3 Satz 1 erhält Nummer 3 folgende 
Fassung: 

„3. einen Angleichungsbetrag von 1200 Deut- 
sche Mark." 


3b. § 7 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Arbeitnehmer, für deren Kinder nach Absatz 1 
Nr. 3 oder 4 Kindergeld nicht gewährt wird, ha- 
ben gegen ihre dort genannten Arbeitgeber, 
wenn diese auf ihr Arbeitsverhältnis nicht die für 
Beamte geltenden besoldungsrechtlichen Vor- 
schriften über Kinderzuschläge oder Regelungen 
anwenden, die den besoldungsrechtlichen Vor- 
schriften mindestens entsprechen, unter den übri- 
gen Voraussetzungen dieses Gesetzes für das 
zweite und jedes weitere Kind Anspruch auf 
Leistungen in Höhe des Kindergeldes.“ 

3c. In § 11 Satz 2 werden die Worte „eines Jahres“ 
^ durch die Worte „von zwei Jahren“ ersetzt. 
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Entwurf 

4. Hinter § 14 wird folgender Zweiter Unterab- 
schnitt eingefügt: 

„Zweiter Unterabschnitt 
Ausbildungshilfe 

§ 14a 

Anspruchsberechtigte 
Anzuwendende Vorschriften 

(1) Personen, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt haben, erhalten für jedes Kind, das zwi- 
schen der Vollendung des fünfzehnten und der 
Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebens- 
jahres 

1. eine öffentliche oder staatlich aner- 
kannte private allgemein- oder berufs- 
bildende Schule oder eine Hochschule 
besucht oder 

2. in einem anerkannten Lehr- oder An- 
lernberuf ausgebildet wird, 

eine Ausbildungshilfe von 40 Deutsche Mark 
monatlich; Personen, die nicht mehr als ein Kind 
haben, wird die Ausbildungshilfe nur gewährt, 
wenn sie alleinstehend sind. Der Anspruch ist 
ausgeschlossen, wenn der Besuch der Schule oder 
Hochschule die Arbeitskraft des Kindes weder 
ganz noch überwiegend in Anspruch nimmt; das- 
selbe gilt in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2, soweit 
eine Erziehungsbeihilfe oder Vergütung gewährt 
wird oder bereits aus öffentlichen Mitteln eine 
höhere Ausbildungshilfe gezahlt wird. 

(2) § 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3, § 3 Abs. 1 
bis 4, §§ 9, 10 Abs. 2 und §§ 12 bis 14 finden auf 
die Ausbildungshilfe entsprechende Anwendung. 
Die Ausbildungshilfe ist Kindergeld im Sinne 
des Dritten bis Fünften Abschnittes dieses Ge- 
setzes mit Ausnahme von §13 Nr. 3 und 4, § 17 
Abs. 3 und § 18." 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 

4. Hinter § 14 wird folgender Zweiter Unterab- 
^ schnitt eingefügt: 

„Zweiter Unterabschnitt 

Ausbildungszulage 

§ 14a 

Anspruchsberechtigte 
Anzuwendende Vorschriften 

(1) Personen, die im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf- 
enthalt haben, erhalten für jedes Kind, das zwi- 
schen der Vollendung des fünfzehnten und der 
Vollendung des siebenundzwanzigsten Lebens- 
jahres 

1. unverändert. 


2. im Geltungsbereich dieses Gesetzes in einem 
anerkannten Lehr- oder Anlernberuf ausge- 
bildet wird, 

eine Ausbildungszulage von 40 Deutsche Mark 
monatlich, in den Fällen der Nummer 2 jedoch 
nur, soweit nicht eine Erziehungsbeihilfe oder 
Vergütung gewährt wird; Personen, die nicht 
mehr als ein Kind haben, wird die Ausbildungs- 
zulage nur gewährt, wenn sie verwitwet, geschie- 
den oder ledig sind. Der Anspruch ist ausge- 
schlossen, wenn der Besuch der Schule oder 
Hochschule die Arbeitskraft des Kindes weder 
ganz noch überwiegend in Anspruch nimmt. 

(2) § 2 Abs. 1, Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 1, 
§ 3 Abs. 1 bis 4, §§ 9, 10 Abs. 2, § 12 Abs. 1, 
2 und 4, § 13 Nr. 1 und 2 sowie § 14 finden auf 
che Ausbildungszulage entsprechende Anwen- 
dung; § 12 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des Kindergeldes, das auf ein Kind 
entfällt, die für das Kind gewährte Ausbildungs- 
zulage tritt. Soweit die Vorschriften des Dritten, 
Vierten und Fünften Abschnittes für die Gewäh- 
rung der Ausbildungszulage nicht unmittelbar 
gelten, sind sie auf diese entsprechend anzuwen- 
den; das gilt nicht für § 17 Abs. 3, §§ 18 und 23 
Abs. 1 und 2.“ 


5. Hinter § 33 wird folgender § 33 a eingefügt: 

♦ 

,.§ 33 a 

Übergang von Aufgaben nach dem Kindergeld- 
ergänzungsgesetz auf die Bundesanstalt 

(1) Die weitere Abwicklung der Aufgaben der 
Familienausgleichskasse des nordwestdeutschen 
Baugewerbes als Träger der Kindergeldzahlung 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes wird der Bundesanstalt übertragen. 
§§ 15, 16 Abs. 1 und 2, §§ 17 bis 27 und 29 gelten 
entsprechend. Der Bund erstattet die Verwal- 
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Drucksache IV/3028 


Entwurf Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1965 in Kraft. 


tungskosten, die der Bundesanstalt nach Satz 1 
entstehen. 

(2) Rückzahlungsansprüche, Erstattungsansprü- 
che und Ansprüche auf Geldstrafen, die der Fa- 
milienausgleichskasse des nordwestdeutschen 
Baugewerbes als Träger der Kindergeldzahlung 
nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes erwachsen sind, gehen auf den Bund 
über. Soweit die Rückzahlungspflicht noch nicht 
bindend festgestellt ist, gilt § 13 entsprechend. 

(3) Die in Absatz 2 genannten Rückzahlungs- 
ansprüche können nach Maßgabe des § 23 Abs. 3 
auch gegen Ansprüche auf Kindergeld nach die- 
sem Gesetz aufgerechnet werden. Die in Absatz 2 
genannten Ansprüche auf Geldstrafen können 
nach Maßgabe des § 29 Abs. 3 auch durch Abzug 
von dem nach diesem Gesetz zu gewährenden 
Kindergeld einbehalten werden." 


6. In § 45 Satz 3 werden die Worte „bis zum 31. Ok- 
^ tober 1964" durch die Worte „bis zum 30. Juni 
1965" ersetzt. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von Artikel 1 
Nr. 3 Buchstabe a am 1. April 1965 in Kraft; Artikel 1 
Nr. 3 Buchstabe a tritt am 1. Januar 1965 in Kraft. 
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